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Straßenverkehrsflächen § 9 (1) 11 BauGB

Straßenbegrenzungslinie § 9 (1) 11 BauGB

§ 9 (1) 12 BauGB

Wasser / Wasserwerk

Öffentliche Verwaltungen,
Sozialen Zwecken dienenden Gebäude 
und Einrichtungen,
Kulturellen Zwecken dienenden Gebäude 
und Einrichtungen

Schule, 
Sportlichen Zwecken dienenden Gebäude 
und Einrichtungen,
Gesundheitlichen Zwecken dienenden 
Gebäude und Einrichtungen

Baubetriebshof

Feuerwehr

VERKEHRSFLÄCHEN

FLÄCHEN FÜR VERSORGUNGSANLAGEN, FÜR DIE ABFALLENTSORGUNG 
UND ABWASSERBESEITIGUNG SOWIE FÜR ABLAGERUNGEN; ANLAGEN, 
EINRICHTUNGEN UND SONSTIGE MAßNAHMEN, DIE DEM KLIMAWANDEL
ENTGEGENWIRKEN

Flächen für Versorgungsanlagen für die
Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung 
sowie für Ablagerungen; Anlagen, 
Einrichtungen und sonstige Maßnahmen,
die dem Klimawandel entgegenwirken

SATZUNG DER GEMEINDE AUMÜHLE
ÜBER DIE 3. ÄNDERUNG

DES BEBAUUNGSPLAN NR. 9

für das Gebiet westlich und südlich gelegen
an der Einmündung der Bismarckalle/Bergstraße

Stand:  September 2022
November 2022
März 2023
Mai 2023
August 2023
Dezember 2023
Januar 2024

Planungsbüro:

Übersichtskarte 

Lage des
Bebauungsplanes Nr. 9
Lage die 3. Änderung
Bebauungsplan Nr. 9

GRÜNFLÄCHEN

WASSERFLÄCHEN UND FLÄCHEN FÜR DIE WASSERWIRTSCHAFT, DEN 
HOCHWASSERSCHUTZ UND DIE REGELUNG DES WASSERABFLUSSES

Umgrenzung der Flächen mit 
wasserrechtlichen Festsetzungen
hier: Schutzgebiet für Grund- und 
Quellwassergewinnung

Grünfläche

II. DARSTELLUNG OHNE NORMCHARAKTER

§ 16 (5) BauNVOAbgrenzung unterschiedlicher Nutzung

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches 
des Bebaungsplans

§ 9 (7) BauGB

.

20
 a

vorhandene Gebäude

§ 9 (1) 25/ § 9 (6) BauGBErhaltung von Sträuchern (Hecke)

vorhandene Bäume

§ 9 (1) 15 BauGB

§ 9 (1) 12 BauGB

§ 9 (1) 15/ § 9 (6) BauGB

PLANZEICHNUNG - TEIL A

SONSTIGE PLANZEICHEN

Umgrenzung der Flächen für besondere
Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor
schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes

§ 9 (1) 24 BauGB

III Lärmpegelbereich III

Umgrenzung der von der Bebauung 
freizuhaltenden Schutzflächen 

§ 9 (1) 24 BauGB

Öffentliche Parkflächen

1 : 1000

PRÄAMBEL
Aufgrund des § 10 Baugesetzbuches (BauGB), sowie nach § 86 der Landesbauordnung (LBO) wird
nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom __.__.____ folgende Satzung über die 
3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9 für das Gebiet "für das Gebiet westlich und südlich gelegen
an der Einmündung der Bismarckalle/Bergstraße", bestehend aus der Planzeichnung - Teil A und dem 
Text -Teil B, erlassen.

Das Verfahren wird nach § 13a BauGB durchgeführt.

VERFAHRENSHINWEIS:

M 1:100

STRASSENPROFILE
(nicht bindend)

Fahrbahn

6,50 m

9,50 m

Gehweg

1,50 m

Bergstraße (Kreisstraße 18)

Gehweg

1,50 m

Schnitt A - A

1.  ART DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 (1) 1, 6 BauGB)

1.1  Auf der Fläche für Gemeindbedarf dürfen nur Einrichtungen und Anlagen errichtet werden, die der 
Allgemeinheit dienen.

1.  Öffentliche Verwaltungen, 
     sozialen Zwecken dienenden Gebäude und Einrichtungen,
     kulturellen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen,
2.  Schule,
     sportlichen Zwecken dienenden Gebäude und Einrichtungen, 
     gesundheitliche Zwecken dienenden Gebäude und Einrichtungen 
3.  Feuerwehr
4.  Baubetrieb

2.  MASS DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 (1) 1 BauGB i.V.m. § 16 BauNVO)

2.1 Die Gesamtgebäudehöhe (GGH, oberster Bezugspunkt) ist die Oberkante des fertig gedeckten Daches.
Oberster Bezugspunkt der baulichen Anlage beträgt innerhalb der Fläche für Versorgungsanlagen 
maximal 10,00 m über dem unteren Bezugspunkt. Unterer Bezugspunkt ist die maximal zulässige Höhe 
der Oberkante des fertigen Erdgeschossfußbodens (OKFF) 31,20 m ü. NHN.

3.  ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN (§ 9 (4) BauGB i.V.m. § 86 LBO)

3.1 Die zum Erhalt festgesetzten Sträucher (Hecke) und Grünfläche dürfen für maximal zwei Ein- und 
      Ausfahrten bis maximal 4,50 m unterbrochen werden.

3.2 Im Umkreis von 10 m um den jeweiligen Brunnen sind nur Tätigkeiten zulässig, die unmittelbar der 
Trinkwassergewinnung dienen. Das Gebiet dieser Schutzzone wird in der Regel gegen unbefugtes 
Betreten gesichert

4.  GRÜNORDNERISCHE MASSNAHMEN

4.1 Erhaltungsmaßnahmen (§ 9 (1) 25a/b BauGB)
Die Baumschutzsatzung der Gemeinde Aumühle ist anzuwenden. Nur die Bäume dürfen entfernt werden, 
die für die Errichtung eines Bauvorhabens der Gemeinde (z. B. Feuerwehr) unbedingt erforderlich sind. 

Grünfläche
      Die Grünfläche ist dauerhaft als überwiegend mit standortheimischen Laubbäumen bestandene Fläche zu 

erhalten bzw. mit standortheimischen Laubbäumen zu ergänzen. Auf der Grünfläche darf eine zukünftige 
Zu- und Abfahrt von der Bismarckallee für das Wasserwerk und für die Feuerwehr, auf einer maximalen 
Breite von 4,50 m errichtet werden.  

Hecken
      Die im Plan festgesetzten Hecken sind dauerhaft als Hecke zu erhalten.
      (fachgerechter Schutz und Pflege: siehe Begründung und die zurzeit geltende Satzung der Gemeinde      
      Aumühle zum Schutz des Baumbestandes).

4.2 Minimierungsmaßnahmen (§ 9 (1) 4, 14, 16 BauGB)
Bodenschutzmaßnahmen
Der vorhandene Oberboden (Mutterboden) ist vor Baubeginn gesondert abzutragen und an geeigneter 
Stelle bis zur Wiederverwertung auf dem Grundstück, zwischenzulagern. Die Mutterbodenmieten sind 
nicht höher als 1 m anzulegen und mit einer geeigneten Gründüngung einzusäen (z. B. Lupine; Schutz 
des Oberbodens).

Maßnahmen zum Schutz des Wasserhaushaltes
    Siehe Niederschlagswasserbeseitigungssatzung der Gemeinde Aumühle, Bekanntmachung Nr. 46 / 2009.

4.3 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
(§ 9 (1) 20 BauGB)
Nebenflächen
Die versiegelten Flächen im privaten und im öffentlichen Raum sollen so gering wie möglich gehalten 
werden. Stellflächen, Zufahrten etc. sind möglichst wasserdurchlässig auszuführen, entweder mit 
wassergebundenem Material oder großfugigem Pflaster, Ökopflaster, Rasengittersteine 
o. ä., damit eine gewisse Versickerungsleistung für Niederschlagwasser gewährleistet bleibt. 

5.  ARTENSCHUTZRECHLICHE MASSNAHMEN

5.1 Artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen
Vermeidungsmaßnahme 1 Bauzeitenregelung Feldermäuse Gehölze

      Baumfällungen und Gehölzrodungen für den Gemeinbedarf finden nur dann statt, wenn sich keine     
      Fledermäuse darin aufhalten. Da keine Winterquartiere in Bäumen vorhanden sind, ist das Fällen von 
      Bäumen bzw. der Abriss oder die Sanierung von Gebäuden außerhalb der sommerlichen Aktivitätsphase 
      der Tiere möglich (im Zeitraum zwischen dem 01.12. und dem 28./29.02. des jeweiligen Folgejahres).

Vermeidungsmaßnahme 1 Bauzeitenregelung Fledermäuse Gebäude
     Eine Nutzung in der Frostphase ist nicht anzunehmen, da die Gebäude nicht frostsicher sind. Abriss bei    
     längerem Frost wäre daher unkritisch möglich.
     Bei frostfreiem Wetter ist eine Vergrämung von Tieren aus dem Gebäude erforderlich, bevor Abrissarbeiten 
     umgesetzt werden. Da nur vereinzelt Tiere dankbar sind, wird vorgesehen, im ersten Schritt die 
     Dachpfannen abzunehmen und für mehrere Regentage das Gebäude dann zu durchfeuchten. Dies kann 
     z.B. auch durch die Feuerwehr erfolgen. Eine biologische Baubegleitung zur Abstimmung der Abläufe ist 
     sinnvoll. Nach Durchfeuchtung und Ausflug von Tieren in mindestens 3 Nächten nach Durchfeuchtung ist 
     der Abriss auszuführen.

     Vermeidungsmaßnahme 2 Fledermausfreundliches Lichtkonzept
     Die Helligkeit aller neuen Beleuchtungen im Bereich des Geltungsbereichs wird durch die Anpassung an 
     die menschlichen Aktivitäten auf einem minimal notwendigen Niveau gehalten. Die Beleuchtung wird durch 
     Bewegungsmelder o.ä. so gesteuert, dass i.d.R. öffentliche Beleuchtung nicht angeschaltet ist, sich aber 
     bei Bedarf einschaltet.
     Es werden voll abgeschirmte Leuchtkörper installiert und baulich so gestaltet, dass eine Lichtabstrahlung  
     ausschließlich nach unten stattfindet.
     Als Leuchtmittel werden LEDs mit einem Spektralbereich zwischen ca. 570 und 630 nm verwendet.

     Vermeidungsmaßnahme 3 Dunkelkorridor erhalten
     Ein breiterer Saum aus Bäumen ist parallel zur Bismarckallee zu erhalten und von Licht freizuhalten 
     (s. AV-02, im Korridor < 0,2 Lux einhalten), Zielbreite 10 m.

     1. Bei der Auswahl des Leuchtmittels sind LED mit Farbtemperaturen von maximal 3000 Kelvin, 
         bestenfalls max. 2400 Kelvin zu verwenden. Zudem dürfen die Leuchtmittel keine hohen Blaulichtanteile 
         abstrahlen und kein ultraviolettes Licht abgeben. Gegebenenfalls sind Filter zu verwenden. Die 
         genannten Eigenschaften treffen z.B. auf schmalbandige Amber-LED, warmweiße LED oder 
         Natriumdampf-Nieder- und -Hochdrucklampen zu.
     2. Eine Abstrahlung in angrenzende Bereiche sowie in den oberen Halbraum ist durch Blenden zu 
         verhindern. Die Anstrahlung erfolgt also nur von oben nach unten und soll nur das zu beleuchtende 
         Objekt treffen. Abstrahlungen auf Gehölzstrukturen sind auszuschließen.
     3. Es sind staubdichte Leuchtengehäuse mit einer Oberflächentemperatur von max. 60° C zu verwenden.
     4. Die Beleuchtung ist auf die Dauer der tatsächlichen Nutzung zu beschränken. Über 
         Bewegungssensoren, Zeitschaltuhr oder Dimmung kann eine bedarfsgerechte Beleuchtung 
         sichergestellt werden.

     Vermeidungsmaßnahme 4 Bauzeitenregelung Brutvögel
     Tötungen von Vögeln können vermieden werden, indem sämtliche Eingriffe (Abriss von Gebäuden, 
     Arbeiten zur Baufeldfreimachung, Abschieben und Abgraben von Boden, Baumfällungen und sonstige 
     Vegetationsbeseitigungen etc.) außerhalb der Brutperiode, also zwischen dem 01. Oktober und dem 
     28./29. Februar, stattfinden und die Errichtung von Neubauten rechtzeitig vor der Brutperiode einsetzen, 
     also vor dem 1. März, damit sich Brutvögel innerhalb des definierten Wirkraums an die Störeinflüsse    
     anpassen können.
     Alternativ können die Abriss- oder Sanierungsarbeiten nach der Hauptbrutperiode (ab ca. 01. September), 
     nach einem durch eine ökologische Baubegleitung erbrachten Negativnachweis und unter 
     Berücksichtigung der Maßnahme AV-01 beginnen.

>
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TEXT - TEIL B

Flächen für den Gemeinbedarf § 9 (1) 5 BauGB

EINRICHTUNGEN UND ANLAGEN FÜR VERSORGUNG MIT GÜTERN UND
DIENSTLEISTUNGEN DES ÖFFENTLICHEN UND PRIVATEN BEREICHS,
FLÄCHEN FÜR DEN GEMEINBEDARF, FLÄCHEN FÜR SPORT- UND
SPIELANLAGEN 

Baugrenze

II

GRZ 0,4

GGH max. 10,00 m

Grundflächenzahl § 9 (1) 1 BauGB/ § 16 BauNVO

Zahl der Vollgeschosse als Höchstgrenze § 9 (1) 1 BauGB/ § 16 BauNVO

maximale Gesamtgebäudehöhe § 9 (1) 1 BauGB/ § 16 BauNVO

MASS DER BAULICHEN NUTZUNG 

BAUWEISE, BAULINIEN, BAUGRENZEN

o offene Bauweise § 9 (1) 2 BauGB/ § 22 BauNVO

ZEICHENERKLÄRUNG
I. FESTSETZUNGEN 

Es gilt die Planzeichenverordnung 1990 (PlanZVO 90) vom 18.12.1990 (BGBI.1991 I S: 58), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. I S. 1802).

§ 9 (1) 2 BauGB/ § 23 (1) BauNVO

Es gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO) neugefasst mit der Bekanntmachung vom 21. November 2017 
(BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176).

Maßangabe10.00

PLANUNGEN, NUTZUNGSREGELUNGEN, MASSNAHMEN UND FLÄCHEN 
FÜR MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG 
VON NATUR UND LANDSCHAFT

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen 
für Bepflanzungen und für die Erhaltung 
von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen sowie von Gewässern

§ 9 (1) 25b BauGB

5.2 Artenschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen
Ausgleichsmaßnahme 1 Ausgleich Gehölzbrüter 

      Gehölzfläche aktuell ca. 0,65 ja, Erhalt von Gehölz als Fläche mit: 0,37 ha = Verlust von 2.800 m².
      Baumbestand mit großem Kronenvolumen, Faktor 1:2 = 5.600 m² Kompensations-fläche 
      Gehölzausgleich. Da die Arten in SH nicht gefährdet sind, ist der Ausgleich nicht vorgezogen 
      erforderlich.
      Höhlenersatz: 4 Höhlen für Kleinmeisen mit unterschiedlichen Einfluglöchern.

      Ausgleichsmaßnahme 2 Ausgleich Bodenbrüter
      Die o.g. Maßnahme kann für Gehölz- und Bodenbrüter verwendet werden, da die Arten auch im 
      Eingriffsraum auf der gleichen Fläche vorkommen.

      Ausgleichsmaßnahme 3 Künstliche Nisthilfen
      4 Ersatzquartiere (Vogelkästen) für höhlenbrütende und nischenbrütende Vogelarten an Gebäuden oder 
      als Niststeine integriert. Da es sich um ungefährdete Arten handelt ist ein zeitlicher Verzug hinnehmbar.

      Ersatzquartiere an Gebäuden (Anzahl 4 Stück)
      - 2 Nistkästen für Sperlinge (Koloniekästen)
      - 1 Nistkästen für Höhlenbrüter
      - 1 Nistkästen für Nischenbrüter (Halbhöhlen)

      Ausgleichsmaßnahme 4 Künstliche Nisthilfen Star
      Ersatzquartiere an Gebäuden und/oder an Bäumen (Anzahl 2 Stück)
      - 2 Nistkästen für Stare

      Ausgleichsmaßnahme 4 Künstliche Nisthilfen Dohle
      Ersatzquartiere an Gebäuden (Anzahl 2 Stück)
      - 2 Nistkästen für Dohlen

5.3 Maßnahmen zur Sicherung der ökologischen Funktion
      CEF Maßnahmen
      Bei CEF-Maßnahmen handelt es sich um vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen, deren 
      Funktionsfähigkeit spätestens bei Beginn der Beeinträchtigung der betroffenen Fortpflanzung- und     
      Ruhestätten gegeben sein muss.

      Ein Vorgezogenes Ausgleichserfordernis ergibt sich durch das geplante Vorhaben für Großer Abendsegler       
      und Rauhautfledermaus beide Rote Liste.

      Ausgleichsmaßnahme CEF 1 (vorgezogen)
      Da es sich teilweise um gefährdete Arten handelt (Großer Abendsegler, Rauhautfledermaus beide Rote 
      Liste 3), wird der Ausgleichs vorgezogen als CEF-Maßnahme vor Ort erbracht.
      Künstliche vorgezogene Ersatzquartiere:
      Ersatzquartiere (Anzahl 10 Stück)
      - 5 Spaltenkästen an Bäumen
      - 5 Großraumhöhlen an Bäumen
      - 5 Fassadenkästen an Gebäuden

6.  SCHALLSCHUTZMASSNAHMEN

6.1 Der laut schalltechnischer Untersuchung vom 13. Januar 2022 empfohlene Schallschutz ist herzustellen.
Die Masse der Schallschutzwand sollte _ 30 kg/m² betragen. Der Anschluss am Boden und am Gebäude 
muss schalldicht sein. Die Oberflächen sind beidseitig absorbierend auszuführen. Alternativ ist eine 
Ausführung als (begrünter) Steilwall möglich. Die Lage der Schallschutzmaßnahme ist mit einem 
Gutachten zum Bauantrag zu ermitteln.

6.2 In den im  Teil A - Planzeichnung gekennzeichneten Lärmpegelbereich III sind bei Anbauten, Umbauten 
und Ersatzbauten Vorkehrungen zum Schutz vor Verkehrslärm zu treffen (passiver Schallschutz). Die
Außenbauteile von Aufenthalsträumen in Wohnungen, müssen hinsichtlich der Schalldämmung nach 
Tabelle 8 der DIN 4109, Ausgabe 1989, mindestens der Anforderung von erf. R'w,res = 35 dB genügen.

6.3 Von der vorgenannten Festsetzung kann ausnahmsweise abgewichen werden, wenn im Rahmen 
eines Einzelnachweises ermittelt wird, dass aus der tatsächlichen Lärmbelastung geringere 
Anforderungen an den baulichen Schallschutz resultieren bzw. die Nachtruhe und Belüftung durch 
andere Maßnahmen sichergestellt werden kann.

HINWEISE
1.    Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 213 Abs. 1 Satz 3 BauGB handelt, wer der festgesetzten Anpflanzung 
und Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen dadurch zuwiderhandelt, dass 
diese beseitigt, wesentlich beeinträchtigt oder zerstört werden.

Die Ordnungswidrigkeit kann auf Grundlage des § 213 Abs. 3 BauGB mit einer Geldbuße von bis zu 
10.000,- EUR geahndet werden.

Ordnungswidrig handelt gemäß § 84 Abs. 1 LBO, wer vorsätzlich oder fahrlässig den Vorschriften der 
Ziffer 3.1 bis 3.2 dieser örtlichen Bauvorschrift zuwiderhandelt. Gemäß § 84 Abs. 3 LBO können
Ordnungswidrigkeiten mit einer Geldbuße von bis zu 500.000,- EUR geahndet werden.

VERFAHRENSVERMERKE:

1.   Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der Gemeindevertretung vom __.__.____. 
Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist durch Aushang an den
Bekanntmachungstafeln vom  __.__.____ bis  __.__.____ erfolgt.

  Auf der Internetseite des Amtes Hohe Elbgeest www.amt-hohe-elbgeest.de wird gemäß § 1 der Satzung    
       der Gemeinde Aumühle über die örtliche Bekanntmachung und Verkündung unter – Amtliche   
       Bekanntmachung – die Bekanntmachung zusätzlich bekanntgegeben

2.  Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB wurde vom __.__.____
        bis zum __.__.____ durchgeführt.

3. Die Behörden und Träger öffentlicher Belange, die von der Planung berührt sein können, wurden 
        gemäß § 4 Abs. 1 i.V.m. § 3 Abs. 1 BauGB am __.__.____ unterrichtet und zur Abgabe einer 
        Stellungnahme aufgefordert.

4.  Die Gemeindevertretung hat am __.__.____ den Entwurf des Bebauungsplanes mit Begründung
beschlossen und zur Auslegung bestimmt.

5. Der Entwurf 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9, bestehend aus der Planzeichnung - Teil A und
dem Text - Teil B, sowie die Begründung haben in der Zeit vom __.__.____ bis zum __.__.____ 

        während folgender Zeiten: montags von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr, dienstags    
        von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr, donnerstags von 7.00 Uhr bis 12.00 Uhr und freitags von 9.00 bis 
        12.00 Uhr nach § 3 Abs.2 BauGB öffentlich ausgelegen. Die öffentliche Auslegung wurde mit dem  
        Hinweis, dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist von allen Interessierten schriftlich oder 
        zur Niederschrift abgegeben werden können, durch Aushang an den Bekanntmachungstafeln vom 
        __.__.____ bis zum __.__.____ bekanntgemacht. 

6. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung berührt sein können,
  wurden gem. § 4 Abs. 2 BauGB am __.__.____ zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert.

2.   Baumschutzsatzung
Die Baumschutzsatzung der Gemeinde Aumühle ist anzuwenden. Nur die Bäume dürfen entfernt 
werden, die für die Errichtung eines Bauvorhabens der Gemeinde (z.B. Feuerwehr) unbedingt 
erforderlich sind. 

3.   Kulturdenkmale
Wer Kulturdenkmale gemäß § 15 DSchG -Funde entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar 
oder über die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. (Begründung Punkt 5)

4.   Ursprungsplan
Für die 3. Änderung sind die Ziffern
3. Örtliche Bauvorschriften, Ziffer 3.1 bis 3.9,
4. Grünordnerische Maßnahmen, Ziffer 4.1 bis 4.5, 
5. Schallschutzmaßnahmen, Ziffer 5.1 bis 5.3 
nicht anzuwenden. 
Verbindlich sind die textlichen Festsetzungen der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9.

5.   DIN-Vorschriften
Der Inhalt der DIN-Vorschriften ist im Amt Hohe Elbgeest einzusehen.

Aumühle, den __.__.____                           Siegel                            - Bürgermeister - 

7. Es wird bescheinigt, dass alle im Liegenschaftskataster nachgewiesenen Flurstücksgrenzen und
- bezeichnungen sowie bauliche Anlagen, mit Stand vom __.__.____, in den Planunterlagen
enthalten und maßstabsgerecht dargestellt sind.

Ahrensburg, den __.__.____                      Siegel                            - ÖbVI -

8. Die Gemeindevertretung hat die Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange am __.__.____ geprüft. Das Ergebnis wurde mitgeteilt.

9. Die Gemeindevertretung hat die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9, bestehend aus der 
Planzeichnung - Teil A und dem Text - Teil B am __.__.____ als Satzung beschlossen und die 
Begründung durch Beschluss gebilligt.

Aumühle, den __.__.____                           Siegel                            - Bürgermeister - 

10. Die Bebauungsplansatzung, bestehend aus der Planzeichnung - Teil A und dem Text - Teil B,
wird hiermit ausgefertigt und ist bekanntzumachen.

Aumühle, den __.__.____                           Siegel                            - Bürgermeister - 

11. Der Beschluss der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9 durch die Gemeindevertretung sowie 
Internetadresse und die Stelle, bei der der Plan mit Begründung auf Dauer während der Sprechstunden
von allen Interessierten eingesehen werden kann und die über den Inhalt Auskunft erteilt, sind am 
__.__.____  ortsüblich bekannt gemacht worden. In der Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit, eine 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung einschließlich der 
sich ergebenden Rechtsfolgen (§ 215, Abs.2 BauGB) sowie auf die Möglichkeit, Entschädigungsan- 
sprüche geltend zu machen und das Erlöschen dieser Ansprüche (§ 44 BauGB) hingewiesen worden. 
Auf die __.__.____ Rechtswirkungen des § 4 Abs. 3 Gemeindeordnung (GO) wurde ebenfalls 
hingewiesen. Die Satzung ist mithin am __.__.____ in Kraft getreten. 

Aumühle, den __.__.____                           Siegel                            - Bürgermeister - 


